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Suhl darf sich nicht wiederholen 

In der Nacht vom 19. zum 20.08.2015 ist es in der Landesaufnahmestelle in Suhl zu massiven Ausschrei-

tungen gekommen. Ausgangspunkt scheint die Beschädigung eines Koran-Buches gewesen zu sein. Nach 

ersten Erkenntnissen wurden bei  der Auseinandersetzung 15 Personen (darunter 6 Polizeibeamte) ver-

letzt und 9 Fahrzeuge (davon 7 Polizeifahrzeuge) beschädigt. Die GdP fordert von der Landesregierung 

alles dafür zu tun, dass sich solche Vorkommnisse nicht wiederholen und dass der Sachverhalt restlos 

aufgeklärt und Straftäter zur Verantwortung gezogen werden. 

Als Erstes muss die Landesregierung gemeinsam mit den Landkreisen und Kommunen Sorge dafür tragen, 

dass die Unterbringungssituation der Flüchtlinge und Asylbewerber schnellstmöglich verbessert wird. Völ-

lig überbelegte Unterkünfte, fast völlig fehlende Privatsphäre und mangelnde Rücksicht auf die Herkunft 

der Flüchtlinge und Asylbewerber tragen nicht dazu bei Konflikte zu vermeiden, sondern fördern diese im 

Gegenteil noch. 

Zum Zweiten ist Deutschland ein Rechtsstaat. Das Gewaltmonopol liegt beim Staat. Die GdP verurteilt des-

halb aufs schärfste die Angriffe auf Polizeibeamte und –fahrzeuge, auf Rettungskräfte und Medienvertre-

ter und damit auf den Rechtsstaat. Die GdP fordert die umfassende Aufklärung der Vorgänge und die kon-

sequente Ahndung von Straftaten.  

Drittens müssen die Vorgänge in der fraglichen Nacht Konsequenzen für die Polizei selbst haben. Die Zahl 

der Flüchtlinge steigt ständig und an dem Zustand wird sich wohl auf absehbare Zeit nichts ändern. In die-

ser Dimension führt dies auch zu einer erheblichen Aufgabenmehrung bei der Polizei. Aus der Gesamtbe-

trachtung der Aufgaben der Polizei verbietet sich ein weiterer Stellenabbau gegenwärtig von selbst. Das 

heißt, die geplanten Einstellungszahlen  müssen noch in diesem Jahr auf die Alters- und sonstigen Abgänge 

bei der Polizei erhöht werden. Ausrüstung und Ausstattung müssen im erforderlichen Umfang an die je-

weiligen Einsatzsituationen angepasst werden. Polizeibeamte können nicht schutzlos Gewalttätern gegen-

über stehen. Die Einsatzkonzeptionen der Polizei müssen an die sich ständig verändernde Situation der 

Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern angepasst werden, damit diese Unterkünfte geschützt 

und auf Probleme in den Unterkünften angemessen reagiert werden kann.  

Der Landesvorstand 
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